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Kürzung bei Überentschädigung

Der mutmasslich entgangene 
Verdienst bei Teilinvalidität
Kann die Pensionskasse willkürlichen Hypothesen bei der Festsetzung 

des mutmasslich entgangenen Verdienstes überzeugende Argumente 

entgegenhalten? Klare Regeln sind nötig.

das Einkommen aus selbstständiger 
Tätigkeit.5

Ein unterdurchschnittliches Einkommen 
ist massgebend, wenn sich eine ver­
sicherte Person aus freien Stücken mit 
einem solchen begnügt hat. Für eine 

spätere Zeit ist die Geltendmachung ei-
nes höheren Einkommens nicht ausge­
schlossen, wenn das tiefe Einkommen 

5 �BGE 126 V 93 ff. Dies ergibt sich aus dem 
Zweck der Überentschädigungsregelung,  
ungerechtfertigte Vorteile zu verhindern.

Die Festsetzung des mutmasslich entgan­
genen Verdienstes beruht auf Hypothesen. 
Da Versicherte ein Interesse haben, den 
entgangenen Verdienst möglichst hoch 
anzusetzen, besteht die Gefahr, dass mit 
wenig greifbaren Zukunftsspekulationen 
argumentiert wird. Zur sachgerechten 
Festsetzung des mutmasslich entgange­
nen Verdienstes bestehen Regeln, die kurz 
rekapituliert werden. Hingewiesen wird auf 
einen neueren Entscheid des Bundesge­
richts, worin das Verhältnis von Validenein­
kommen und mutmasslich entgangenem 
Verdienst näher beleuchtet wird (BGE 134 
V 64 ff.). Um Streitigkeiten zu vermeiden, 
kann sich reglementarisch das Abstellen 
auf einen klar festsetzbaren, gegebenen­
falls in der Vergangenheit liegenden Ver­
dienst empfehlen. 

Begriff und Bedeutung
Zur Verhinderung ungerechtfertigter 

Vorteile kann die Vorsorgeeinrichtung die 
Hinterlassenen- und Invalidenleistungen 
kürzen, soweit sie zusammen mit anderen 
anrechenbaren Einkünften 90 Prozent des 
mutmasslich entgangenen Verdienstes 
übersteigen (Art. 24 Abs. 1 BVV 2). Der 
mutmasslich entgangene Verdienst bildet 
im Obligatoriumsbereich die Obergrenze 
der Leistungskumulation. Es handelt sich 
um jenes hypothetische Einkommen, das 
der Versicherte ohne Invalidität im Zeit­
punkt, in dem sich die Kürzungsfrage 
stellt, erzielen würde. Der mutmasslich 
entgangene Verdienst ist damit nicht der in 
der Vergangenheit liegende Verdienst oder 
das bei Eintritt der Invalidität tatsächlich 
erzielte Einkommen. Er entspricht auch 
nicht dem versicherten Verdienst und un­

terliegt keiner oberen Grenze, wie bei­
spielsweise dem Maximalbetrag des koor­
dinierten Lohnes1. 

Wichtige Grundregeln 
a) Massgebliches Einkommen 

Massgeblich ist das mutmassliche Ein­
kommen im Zeitpunkt, in dem sich die 
Kürzungsfrage stellt. Ein für einen frühe­
ren Zeitpunkt ermitteltes Einkommen ist 
der Nominallohnentwicklung anzupas-
sen.2 Sofern sich die Verhältnisse we­
sentlich geändert haben und zu einer 
Leistungsanpassung von mehr als 
10 Prozent führen, kann der mutmass­
lich entgangene Verdienst jederzeit neu 
festgelegt werden (Art. 24 Abs. 5 
BVV 23). Herabzusetzen ist er, wenn 
eine versicherte Person auf einen be­
stimmten Zeitpunkt ihre Erwerbstätig­
keit aus invaliditätsfremden (beispiels­
weise aus familiären Gründen) redu­
ziert4. Zu erhöhen ist er, wenn mit 
überwiegender Wahrscheinlichkeit in ei-
nem bestimmten Zeitpunkt die Realisie­
rung eines höheren Einkommens ange­
nommen werden muss. 
Bei der Festsetzung des 
mutmasslich entgangenen 
Verdienstes sind auch Ne­
beneinkommen aus nicht 
versicherten Tätigkeiten zu 
berücksichtigen wie etwa 

1 BGE 122 V 151.
2 �Urteil des Bundesgerichts vom 

3.8.2004, B 55/03.
3 �Vgl. auch BGE 123 V 201 

Erw. 5d.
4 �Urteil des Bundesgerichts vom 

7.11.2007, B 119/06 Erw. 3.4.
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richtung) alle arbeitsmarktbezogenen und 
persönlichen Umstände anführen, die ein 
Abweichen von Valideneinkommen recht­
fertigen. Auch die Vorsorgeeinrichtung 
könnte etwa einwenden, dass die Erzie­
lung des IV-rechtlich festgelegten Validen­
einkommens angesichts der konkreten 
Gegebenheiten auf dem Arbeitsmarkt 
nicht realistisch erscheint. Die Vorsorge­
einrichtung muss dem Versicherten vor 
ihrem Entscheid für seine Einwendungen 
das rechtliche Gehör gewähren.

Die Bedeutung des Entscheids ist vor 
allem darin zu sehen, dass die bisherige 
Rechtsprechung auf den Punkt gebracht 
und sich das Bundesgericht sehr klar zu 
den Parteirollen geäussert hat: Es besteht 
die Vermutung der Übereinstimmung des 
mutmasslich entgangenen Verdienstes mit 
dem Valideneinkommen. Wird dies bestrit­
ten, hat die versicherte Person die Abwei­
chung zu behaupten, zu substantiieren 
und dafür die erforderlichen Beweise an­
zubieten (Mitwirkungspflicht). Für nach­
trägliche Änderungen infolge veränderter 
Umstände gilt Art. 24 Abs. 5 BVV 2. 

Reglementarische Festsetzung 
der Überentschädigungsgrenze

Die neuere Rechtsprechung zum Un­
terschied von Valideneinkommen und ent­
gangenem Verdienst mag zu einer zuneh­
mend subjektiven Sicht und zu Streitig­
keiten verleiten, zu welchen der auf 
Hypothesen beruhende, dynamische Be­
griff des mutmasslich entgangenen Ver­
dienstes naturgemäss schon Anlass bie­
tet. In diesem Zusammenhang ist daran zu 
erinnern, dass die Überentschädigungs­
bestimmung von Art. 24 BVV 2 nur den 
Obligatoriumsbereich betrifft. Für den 
überobligatorischen Bereich bedarf es 
einer reglementarischen Grundlage. Die 
Vorsorgeeinrichtung ist dabei innerhalb 
der üblichen Schranken frei, die Überent­
schädigungsregelung autonom festzuset­
zen. Das Bundesgericht hat es als zulässig 
erachtet, dass die Überentschädigungs­
grenze auf 90 Prozent des vor Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit entgangenen Verdiens­
tes festgesetzt wurde (Urteil vom 17. No­
vember 2008, Nr. 9C_404/2008 Erw. 5). 
Solche Bestimmungen, die sich an stati­
schen und daher einfach bezifferbaren 
Grössen orientieren, bergen weniger Kon­
fliktpotential. n

tantiieren und soweit wie möglich Be­
weise dafür erbringen.8

c) Besondere Regeln bei Teilinvalidität 
Bei Teilinvalidität ist der mutmasslich 
entgangene Verdienst aufgrund gänzli­
cher Erwerbsunfähigkeit festzusetzen. 
Abzustellen ist nicht bloss auf das im 
Umfang der Teilinvalidität mutmasslich 
entgangene Einkommen (BGE 123 V 88 
Erw. 3a).
Das aufgrund der Erwerbsunfähigkeit 
gesamthaft entgangene mutmassliche 
Einkommen ist auch massgebend, wenn 
die Invalidität auf verschiedenen Grün­
den beruht und eine Vorsorgeeinrich-
tung nur für eine aus einem bestimmten 
Grund eingetretene Invalidität Leistun­
gen erbringen muss. Massgebend ist 
der aus allen Invaliditätsgründen entgan­
gene Verdienst, und dies, obwohl umge­
kehrt die Anrechnung der Invaliditäts­
rente der Invalidenversicherung aus 
Gründen der Kongruenz nur für denjeni­
gen Teil der Invalidität erfolgt, für die 
jene die Vorsorgeeinrichtung leistungs­
pflichtig ist.9

Neuerer Entscheid zum Verhältnis 
mutmasslich entgangener  
Verdienst – Valideneinkommen

Bereits in früheren Entscheiden führte 
das Bundesgericht aus, zwischen Validen­
einkommen und mutmasslich entgange­
nem Verdienst bestünde eine Parallele, 
jedoch keine Kongruenz. Diesen Gedan­
ken führte das Bundesgericht in einem 
neueren Entscheid vom 6. Februar 2008 
(BGE 134 V 64 ff.) weiter und erklärte, es 
bestehe die Vermutung, dass das von der 
IV-Stelle festgelegte Valideneinkommen 
dem mutmasslich entgangenen Verdienst 
entspreche. 

Das Bundesgericht führte aus, im Un­
terschied zum Valideneinkommen, wel­
ches abstrakt und auf der Basis eines 
ausgeglichenen Arbeitsmarktes festge­
setzt würde, basiere der mutmasslich ent­
gangene Verdienst auf dem Zumutbar­
keitsgrundsatz. Dieser erlaube die Berück­
sichtigung der persönlichen und weiteren 
Umstände. Gegenüber dem von der IV er­
mittelten Valideneinkommen kann die ver­
sicherte Person (oder die Vorsorgeein­

8 BGE 134 V 64 Erw. 4.2.2.
9 �Urteil vom 4. September 2008, 9C 40/2008 

Erw. 5 und 6.

im Zusammenhang mit bestimmten Le­
bensumständen steht, die sich nach­
träglich ändern (Familienpflichten, über-
wiegendes Aufkommen für den eheli­
chen Unterhalt durch den Ehemann, 
Aufbau einer Tätigkeit). 

b) Beweisrechtliche Anforderungen
Die versicherte Person hat ein Inter­

esse, den mutmasslich entgangenen Ver­
dienst möglichst hoch anzusetzen, wes­
halb sich die Frage stellt, wie sich erhebli­
che Tatsachen von blossen Behauptungen 
trennen. Es gilt Folgendes: 

Für den Beweis hypothetischer Tatsa­
chen ist der Beweisgrad der sogenann­
ten «überwiegenden Wahrscheinlich­
keit» erforderlich. Dies bedeutet, dass 
die Wahrscheinlichkeit, dass die Schilde-
rung zutrifft, grösser sein muss als eine 
blosse Möglichkeit, dass aber umge­
kehrt kein strikter Beweis der Tatsache 
verlangt wird. 
Für die Annahme einer beruflichen Wei­
terentwicklung wird der Nachweis kon­
kreter Anhaltspunkte verlangt, dass die 
versicherte Person einen beruflichen 
Aufstieg und ein entsprechend höheres 
Einkommen ohne Invalidität auch tat­
sächlich realisiert hätte. Der Arbeitge­
ber muss dies konkret in Aussicht ge­
stellt oder gar zugesichert haben, die 
versicherte Person muss ihre Absicht, 
beruflich weiterzukommen, bereits 
durch konkrete Schritte kundgetan ha­
ben. Blosse Absichtserklärungen genü­
gen nicht. Gute Arbeitszeugnisse und 
das jugendliche Alter im Unfallzeitpunkt 
sind allein auch keine eindeutigen Indi­
zien für eine Entwicklung mit höheren 
Verdienstmöglichkeiten.6

Die Annahme einer im Vergleich zum 
versicherten Verdienst besonders ho­
hen, über die Lohn- und Preisentwick­
lung hinausgehenden Einkommensent­
wicklung muss grundsätzlich immer auf 
Lebensgeschehnissen gründen, die 
schon in der Zeit vor Eintritt des versi­
cherten Ereignisses ihren Anfang ge­
nommen haben.7

Die versicherte Person muss die mass­
geblichen Umstände vorbringen, subs­

6 �Urteil des Bundesgerichts vom 29.11.2004, 
B 21/04 Erw. 3.2 und 3.5.

7 �Urteil des Bundesgerichts vom 25.10.2002, 
B 70/01 Erw. 3.2 und vom 24. Mai 2000,  
B 12/98 Erw. 4b.


